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Nur in einem Fall kommt es zum Prozess

Dogu Perincek will
am Prozess in Lausanne
teilnehmen – und auf
Freispruch plädieren.

Die beiden von Christoph Blocher
in der Türkei erwähnten Rassismus-
verfahren befinden sich auf einem
unterschiedlichen Stand: Im Fall des
Politikers Dogu Perincek kommt es
im März 2007 zum Prozess. Die Er-
mittlungen gegen den Historiker Yu-
suf Halacoglu dagegen sind sistiert.

Die Türkei half kein bisschen
Auslöser der aktuellen Debatte um

die Rassismusstrafnorm war eine Re-
de des türkischen
Professors Yusuf
Halacoglu im Mai
2004 in Winter-
thur. Unter dem
Titel «Die Wahr-
heit hinter der Ar-
menierproblema-
tik» hat Halacoglu (gemäss Zeitungs-
berichten über jene Veranstaltung)
den Völkermord an den Armeniern
geleugnet. In der Folge eröffnete der
Winterthurer Staatsanwalt Andrej
Gnehm ein Strafverfahren. Dieses sei

nun aber sistiert, sagte Gnehm gestern
auf Anfrage.

Warum? Weil Halacoglu bisher nicht
habe einvernommen werden können.
Dies sei aber eine Voraussetzung, um
das Verfahren abschliessen zu können.
Laut Gnehm sind bereits einfachste
Anfragen an die Türkei gescheitert. Soll-
te der türkische Historiker aber in die
Schweiz einreisen, habe man Massnah-
men getroffen, auch mit ihm sprechen
zu können, sagte der Winterthurer

Staatsanwalt.
Die Äusserungen

von Justizminister
Blocher habe man
zur Kenntnis genom-
men, sagte Gnehm
und fügte hinzu: «Wir
haben in der Schweiz

Gewaltentrennung. Wir lassen diese
Äusserungen unkommentiert.» Der
Staatsanwalt betonte aber, dass es nie
Druck gegeben habe, das Verfahren
einzustellen.

Aus der Sicht Halacoglus ist dies auch

gar nicht nötig: Bleibt er der Schweiz
bis zur Verjährung im Jahr 2011 fern,
bleibt er unbehelligt. Die strafrechtli-
che Verfolgung Halacoglus nahm der
türkische Politiker Dogu Perincek
zum Anlass, im Sommer 2005 in
verschiedenen Reden im Waadtland,
in Zürich und in Bern zur Armenier-
frage zu sprechen. Nach diesen Auf-
tritten wurden auch gegen ihn ein
Strafverfahren wegen Verstosses ge-
gen die Rassismusstrafnorm eröffnet.

Reif für die Verhandlung
Diese Verfahren wurden beim

Waadtländer Untersuchungsrichter
Jacques Antenen zusammengefasst
und sind mittlerweile abgeschlossen.
Laut Antenen kommt es am 6. und
7. März 2007 vor dem Lausanner Poli-
zeigericht zum Prozess. Perinceks
Verteidiger, der Lausanner Anwalt
und Rechtsprofessor Laurent Moreil-
lon, erklärte, sein Mandant werde am
Prozess dabei sein. Moreillon will auf
Freispruch plädieren. red /ap

RASSISMUSSTRAFNORM

Dieses Gesetz wird
öfter hinterfragt

Der Bundesrat hat sich schon mehr-
fach und letztmals im Dezember 2004
mit der Frage der Aufhebung der
Rassismusstrafnorm befasst. In der
damaligen abschlägigen Antwort auf
eine Motion von Bernhard Hess (SD,
Bern) ging die Regierung auch auf die
Frage ein, ob zusätzliche Massnahmen
zur Gewährleistung des Verfassungs-
grundsatzes der Meinungsfreiheit nö-
tig seien, und erklärte: «Der Bundesrat
hält im heutigen Zeitpunkt zusätzliche
gesetzliche Bestimmungen zum Schutz
dieses Grundrechtes nicht für nötig.»

Für den Bundesrat war damals klar,
dass die Meinungsfreiheit nicht vor-
behaltlos gelten kann. Sie stosse
vielmehr an Grenzen, wenn es zum
Beispiel die Würde oder die Ehre
anderer Menschen zu schützen gelte.
Die Anwendung der Rassismusstraf-
norm «steht daher beinahe unaus-
weichlich in einem Spannungsver-
hältnis zur Meinungsäusserungsfrei-
heit», erklärte der Bundesrat. ap

BUNDESRAT

Couchepin
ist «schockiert»

Wieder einmal ist es Christoph
Blochers Gegenspieler, der im Bun-
desrat als Erster und Einziger auf den
Tisch haut: Pascal Couchepin. «Es
scheint mir unfassbar, dass ein Bun-
desrat sich so äussert. Das wäre
schockierend.» Noch spricht er in der
Möglichkeitsform und zieht in Erwä-
gung, die Zeitungen hätten die Sach-
lage womöglich verzerrt dargestellt.
In diesem Punkt kann man den
Innenminister beruhigen: Blocher hat
tatsächlich gesagt, was Couchepin
kaum glauben mag.

Couchepin führte auch aus, warum
er schockiert ist (beziehungsweise
wäre): «So darf ein Justizminister
nicht über geltendes Strafrecht spre-
chen.» Ebenso wenig sei es ange-
bracht, im Ausland eine Meinung zu
vertreten, die in der Schweiz nicht
gefestigt sei. «In einem Rechtsstaat ist
es die Aufgabe des Justizministers,
die Gesetze zu schützen oder allen-
falls eine Änderung vorzuschlagen.»
Das mache Blocher aber nicht, indem
er über «Bauchweh» spreche.

Im Bundesrat chancenlos
Nach Blochers (heutiger) Rückkehr

will Couchepin von ihm selber hören,
was dieser zu sagen hat. Genau wie
Moritz Leuenberger: Der Bundesprä-
sident liess Blochers Offensive bereits
auf die Traktandenliste der nächsten
Sitzung setzen. «Ein Bundesratsmit-
glied hat die Änderung eines Geset-
zes in Erwägung gezogen», analysier-
te Leuenberger in Flims. Das sei
legitim. «Jetzt muss der Gesamtbun-
desrat möglichst rasch über diesen
Vorschlag befinden.» Was er persön-
lich von Blochers Äusserungen hält,
sagte er nicht: «Ich will weder den Stil
noch die Worte, noch die Umstände

kommentieren.» Es sei aber «nicht
auszuschliessen», das der Gesamt-
bundesrat auch darüber sprechen
werde. Gegebenenfalls werde Leuen-
berger sich im Namen des Gremiums
dazu äussern.

Wenn ein Rethorik-Profi wie Leuen-
berger «weder den Stil noch die
Worte noch die Umstände» kommen-
tieren will, ist klar, dass er sie kom-
mentieren könnte – und zwar im
negativen Sinn. Überhaupt sprach der
Bundespräsident einmal mehr in An-
deutungen: So liess er durchblicken,
dass Blochers Anliegen im Bundesrat
kaum Chancen haben dürfte. Das
Kollegium habe schon mehrfach zur
Antirassismus-Strafnorm Stellung ge-
nommen. Eine Änderung habe er
stets abgelehnt.

Schelte gabs nur nonverbal
Micheline Calmy-Rey hatte sich

schon am Tag zuvor in ähnlicher
Zurückhaltung geübt wie nun Leuen-
berger. Direkte Schelte an die Adresse
von Blocher erteilte sie nicht. Auf
nonverbaler Ebene war trotzdem klar,
was Madame von ihrem Kollegen
hielt. CHRIST IAN PETER MEIER

Calmy-Rey: «Kein Kommentar.»

Leuenberger: «Legitim».

Couchepin: «So nicht.»

Christoph Blocher 

«Ich schliesse Kalkül nicht aus»

Justizminister Blocher steht 
im Kreuzfeuer der Kritik. Die 
Frage ist: Wie weit darf ein 
Bundesrat gehen? Wir stell
ten sie dem Politologen 
Andreas Ladner. 

INTERVIEW VON SARAH HADORN 

Ist Bundesrat Blocher zu weit gegangen 
mit seiner Kritik an der Antirassismus-
Strafnorm? 

Andreas Ladner: Er ist erneut stark bis 
an die Grenzen gegangen. Zwar ist es 
auch für einen Bundesrat legitim, über 
ein Gesetz nachzudenken und dieses zu 
hinterfragen. Es ist aber eine andere 
Sache, einen laufenden Prozess zu kriti
sieren; so etwas darf nicht passieren. 

Empfinden Sie es als erschwerend, dass 
Bundesrat Blocher seine Aussage im 
Ausland gemacht hat? 

Ladner: Auf jeden Fall. Bundesrat 
Blocher hat die Schweiz mit einer 
Stellungnahme vertreten, die weder in
tern abgesichert war noch mit dem 
Willen des Volkes oder dem des Parla
mentes übereinstimmte. 

Sie sprechen einen wichtigen Aspekt an: 

Darf ein Bundesrat öffentlich einen Ent
scheid an den Pranger stellen, den der 
Souverän gefällt hat? 

Ladner: Wie gesagt: Ich habe kein 
Problem damit, dass ein Bundesrat ein 
Gesetz hinterfragt. Ich habe aber ein 
Problem damit, in 

sammlung – und ist auch eine Frage der 
Glaubwürdigkeit. 

Wie meinen Sie das? 
Ladner: Ich meine damit, dass es 

unglaubwürdig wäre, lauthals Kritik zu 
üben und dann 

EXPRESS


� Der Politologe findet es 
grundsätzlich legitim, ein 
Gesetz zu hinterfragen. 

� Die Kritik an einem 
laufenden Verfahren jedoch 
kann er nicht gutheissen. 

� Ob Bundesrat Blocher 
Konsequenzen tragen muss, 
zeige sich am 11. Dezember. 

Dies gilt wohl auch im Falle der türki
schen Genozid-Leugner. Denn bei der 
Beratung über die Strafnorm war expli
zit auch vom Genozid an den Armeniern 
die Rede, wie Georg Kreis, Präsident der 
Kommission gegen Rassismus, gestern 
versicherte. Genau dies stellte Bundes
rat Blocher aber in Frage. Vermuten Sie 
dahinter Kalkül? 

Ladner: Ich kann es nicht mehr 
ausschliessen. In letzter Zeit häufen 
sich die Ausrutscher. Ich frage mich: 
Warum diese Provokationen? Es gäbe 
andere Möglichkeiten, sich zu äussern. 
Der Vorfall vor zwei Tagen war wie so 
vieles bei Bundesrat Blocher: eine 
Übertretung. 

welchem Zusam
menhang und wie 
Christoph Blocher 
dies getan hat. Für 
mich war das pure 
Provokation – und 
die gehört in die Op
position. 

Nicht nur Sie kritisie
ren Blochers Verhal
ten – viele andere 
sind empört. Welche 
Konsequenzen könn
ten auf Bundesrat 
Blocher zukommen? 

Ladner: Die Kon
sequenzen werden 
sich am 11. Dezem
ber 2007 zeigen. Mit 

«Der Vorfall war wie
so vieles bei Bundesrat
Blocher: eine Übertretung.»

trotzdem einer Wie
derwahl zuzustim
men. 

Aller Kritik an Bun
desrat Blochers Ver
halten zum Trotz: 
Halten Sie es grund
sätzlich für ange
bracht, die Antiras
sismus-Strafnorm in 
Frage zu stellen? 

Ladner: Nein. Na
türlich gibt es bei der 
Durchsetzung dieser 
Norm eine Grauzo
ne. Die Diskussion, 
was denn eigentlich 
öffentlich ist, wird 
berechtigt geführt – 

der Nicht-Wieder
wahl von Ex-Bundesrätin Ruth Metzler 
ist das Tabu gebrochen worden; es 
besteht theoretisch die Möglichkeit, zu 
reagieren: Bundesrat Blocher könnte 
abberufen werden. Ob das passiert oder 
nicht, liegt in der Hand der Bundesver

es ist eine Gratwan
derung. Sicher ist aber, dass keiner 
belangt werden kann, nur weil er am 
Stammtisch einen Witz reisst. Ich bin 
überzeugt, dass eine Untersuchung im 
Rahmen der Strafnorm in neun von 
zehn Fällen gerechtfertigt ist. 

Christoph Blocher sagte gestern kein Wort zu der Angelegenheit. Umso zahlreicher waren die Kommentare seiner Kritiker. BILDER KEYSTONE 
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